
Suchergebnisse: Entscheidungen

1276 – Das Augsburger Stadtrecht und die Prostitution

Augsburg * Das Augsburger Stadtrecht unterstellt die „varnden freulin“ der Rechtsaufsicht des

Henkers.         Dieser Schritt bedeutet einerseits, dass sich die Reichsstadt Augsburg mit der

ständigen Anwesenheit der Prostituierten abgefunden hat und     andererseits sind die

Augsburger Dirnen - welch ein Fortschritt - nicht mehr rechtlos, sondern einem

Sonderrecht unterworfen und     können sich bei Willkürentscheidungen des Henkers an den

Vogt als Schiedsinstanz wenden. 

16. November 1632 – Der Schwedenkönig Gustav II. Adolf verliert sein Leben

Lützen - Wien * Der Schwedenkönig Gustav II. Adolf verliert in der Schlacht von Lützen sein

Leben. Sein Widersacher, Albrecht von Wallenstein, setzt dem geschwächten Gegner nicht nach,

sondern zieht sich danach ins Winterquartier nach Böhmen zurück.      In Wien stoßen diese

Entscheidungen auf Unverständnis, denn hier herrscht eine unbeschreibliche Freude „wegen der

Königlichen Majestät zu Schweden Todesfall“. 

7. Februar 1738 – Widerstand des Münchner Maurerhandwerks

Berg am Laim * Nur drei Tage nach dem Abschluss des Bauvertrags zwischen der

Erzbruderschaft und Philippus Jakobus Köglsperger regt sich Widerstand gegen dessen

Ernennung zum verantwortlichen Baumeister. Das Münchner Maurerhandwerk wendet sich an

den Rat der Stadt mit der Bitte, Köglsperger sämtliche Bautätigkeiten zu untersagen.   Der

Vorstoß verdeutlicht, dass die personellen Entscheidungen rund um den Neubau der

Michaelskirche nicht unumstritten sind und bereits zu Beginn des Bauvorhabens Konflikte

innerhalb des Baugewerbes auslösen.

25. Februar 1848 – Frankreichs Zweite Republik ausgerufen

Paris * In Paris wird eine provisorische französische Regierung eingesetzt und die Zweite

Republik ausgerufen. Diese Revolutionsregierung besteht aus einem elfköpfigen Ministerrat, in

dem Vertreter der Linken, der Liberalen und Demokraten sowie der konservativen Rechten
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vertreten sind. Die gemäßigt reformorientierte Regierung beschließt einige wichtige

Entscheidungen, darunter       die Abschaffung der Sklaverei in den Kolonien,   die Abschaffung

der Todesstrafe für politische Delikte,   die Einführung der Pressefreiheit und   des allgemeinen

Wahlrechts sowie   die Anerkennung des Rechts auf Arbeit. 

28. Juli 1914 – Der Eine ist zu alt, der Andere zu jung

Wien * Der bei Kriegsbeginn kurz vor seinem 84. Geburtstag stehende österreichisch-ungarische

Kaiser Franz Joseph I. ist zu schnellen und grundsätzlichen Entscheidungen kaum noch in der

Lage, auch wenn er versucht, täglich seine Akten pflichtbewusst und akribisch zu bearbeiten.   

Sein Thronfolger, Erzherzog Karl, ist gerade 27 Jahre alt und politisch wie militärisch noch ohne

Erfahrung. Weil aber die Oberbefehlsgewalt von einem adeligen Mitglied des Erzhauses

übernommen werden muss, fällt die Wahl auf der 58-jährigen Erzherzog Friedrich. Er besitzt

allerdings nur wenige Eigenschaften, die ihn zum Oberbefehlshaber der

österreichisch-ungarischen Armee befähigen. Erzherzog Friedrich wird als eher ängstlich

beschrieben, der nur wenig persönliche Initiative entwickelt und sich hauptsächlich mit seiner

Frau beratschlagt, welche Uniform er tragen soll. 

23. August 1914 – Generalmajor Erich Ludendorff trifft die Entscheidungen

Ostfront * Vor Ort erkennen die hohen Militärs die Problematik der Kriegssituation und entwickeln

eine neue Strategie, die allerdings auch mit einem Risiko behaftet ist.      Und tatsächlich erweist

sich Erich Ludendorff [„Ohne Opfer kein Sieg! Ohne Sieg kein Friede!“] vor und während der

Schlacht um Tannenberg als das treibende Element, während der eigentliche Oberbefehlshaber

der 8. Armee, Paul von Hindenburg, „mit großer Ruhe und noch größerem Schlafbedürfnis“ die

Entscheidungen des Generalstabs-Chefs Erich Ludendorffs absegnet.    Der bürgerliche

Generalmajor Ludendorff trifft die Entscheidungen, Hindenburg repräsentiert nach Außen hin. 

1. Februar 1918 – Protestmarsch der Streikenden zum Polizeipräsidium

München-Schwabing * Am Vormittag treffen sich die streikenden Arbeiterinnen und Arbeiter der

Bayerischen Geschützwerke, Teile der Belegschaft der Lokomotivfabrik Maffei sowie die

Arbeiterinnen und Arbeiter der Lederfabrik Gebrüder Hesselberger und des BMW-Werkes zur

Auftaktveranstaltung in der Schwabinger Brauerei. Im Anschluss ziehen sie in einem

Protestmarsch zum Polizeipräsidium in der Ettstraße.    Stand bisher die Friedensfrage&nbsp;im
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Mittelpunkt, so wird nach der Verhaftungsaktion die Freilassung der Gefangenen zur

Hauptaufgabe. Zu diesem Zweck hat die Versammlung eine vierköpfige Kommission gewählt, die

beim Polizeipräsidenten die Freilassung der Inhaftierten erwirken soll.    Da - nach Aussage des

Polizeipräsidenten - die Polizei keine Einflussmöglichkeiten auf die gerichtlichen Entscheidungen

hat, muss die Kommission ohne Ergebnis wieder abziehen.&nbsp;

24. Juni 1918 – Staatssekretär Kühlmann fordert einen Vergleichsfrieden

Berlin * Noch vor dem französischen Gegenangriff von Villers-Cotterêts betont der Staatssekretär

des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, dass es an der Zeit sei, den Gegnern die Hand

zu einem Vergleichsfrieden zu reichen.    „Bei der ungeheueren Größe dieses Koalitionskrieges

und der Zahl der in ihm begriffenen auch überseeischen Mächte [wird] durch rein militärische

Entscheidungen allein ohne alle diplomatischen Verhandlungen ein absolutes Ende kaum

erwartet werden können.“ 

29. Oktober 1918 – Entscheidungen verlangen höchste Verantwortung

München * In einem Brief an seinen Bruder Leopold schreibt König Ludwig III.: „Wir erleben die

schwersten Zeiten und die bevorstehenden Entscheidungen verlangen das höchste Maß von

Verantwortung.“ 

15. November 1918 – Die formale Übernahme der bisherigen königliche Rechte

München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung schafft die Rechtsgrundlage für die

formale Übernahme der bisherigen königliche Rechte. Sie erlässt eine Verordnung, nach der die

„bisher durch Verfassung, Gesetze und Verordnungen dem König persönlich vorbehaltenen

Entscheidungen und Verfügungen […] von den Ministern innerhalb ihrer Geschäftsbereiche

erlassen“ werden. 

4. Dezember 1918 – Eine Kommission erstellt ein Sozialisierungskonzept

Berlin * Da der Rat der Volksbeauftragten kein Sozialisierungskonzept hat, wird eine Kommission

gegründet, in der Karl Kautsky von der USPD und Ernst Francke, der Generalsekretär der

Gesellschaft für soziale Reformen, den Vorsitz übernehmen. Vertreter der MSPD, der
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Gewerkschaften und der Unternehmer gehören dem Gremium zusätzlich an.    Aufgrund der

Zusammensetzung ist kaum mit schnellen Entscheidungen und Einschnitten zu rechnen. Die

Kommission dient mehr der Beruhigung in allen Richtungen. 

25. Februar 1919 – Der Kongress der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte tagt

München-Kreuzviertel * Vor dem schwarz und rot umflorten Bildnis Kurt Eisners und unter teils

chaotischen Verhältnissen tagen die Delegierten der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte bis zum 8. März 1919 im Münchner Landtagsgebäude.      Radikale linke

Gruppierungen, die im Plenum klar in der Minderheit sind, versuchen durch Versammlungen und

Demonstrationen sowie durch massive Störungen von den Tribünenplätzen aus die

Entscheidungen der Delegierten zu beeinflussen.      Am Rätekongress nimmt Johannes

Hoffmann nicht teil, weil er sich gegen eine mögliche Räteregierung stellt. Im Gegenzug lehnt der

Rätekongress Hoffmann als neuen Kultusminister ab. 

8. April 1919 – Ernst Niekisch überlässt Ernst Toller die Leitung des Zentralrats

München * Es fehlt der Räterepublik Baiern&nbsp;ein klares

Regierungsprogramm.&nbsp;Entscheidungen werden individuell getroffen. Diese widersprechen

sich teilweise oder heben sich sogar gegenseitig auf.    Ernst Niekisch, der Vorsitzende des

Revolutionären&nbsp;Zentralrats, gibt schon am zweiten Tag völlig entnervt auf.&nbsp;Der

25-jährige Anarchist&nbsp;und Schriftsteller Ernst Toller wird sein Nachfolger.&nbsp;

10. Mai 1919 – Ministerpräsident Hoffmann verteidigt seine Entscheidungen

Bamberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann gibt eine öffentliche Erklärung ab.

Darin bringt er zum Ausdruck:  „Schrecklich ist der Krieg, am schrecklichsten der Bürgerkrieg.

Entsetzliche Bluttaten sind in München geschehen, Verbrechen auf beiden Seiten. Das

unschuldig vergossene Blut der grausam ermordeten Geiseln schreit zum Himmel. Die Kunde

von der Erschießung der 21 friedlichen Bürger durch wahnsinnig erregte Soldaten erfüllte uns mit

tiefstem Entsetzen.“    Im gleichen Atemzug verteidigt Hoffmann die Rückendeckung seiner

Regierung für die Regierungstruppen mit der Behauptung, man habe monatelang Geduld walten

lassen und damit nichts erreicht, als den „blutigen Taten einer Diktatur der Gewalt“ Tür und Tor

zu öffnen. Auf den „Terror des Kommunismus und der Roten Armee“ kann man nur mit Kampf

und nicht mit Verständigung antworten. 
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17. April 1941 – Den Stipendiaten soll gekündigt werden

München-Haidhausen * Vom Kultusministerium ergeht die Weisung, die bestehenden

Mietverhältnisse im Maximilianeum zu kündigen. Nun schaltet sich der bayerische

Ministerpräsident Ludwig Siebert in den Vorgang ein und verlangt vom Gauleiter sowie Innen-

und Kultusminister Adolf Wagner, an den weiteren Entscheidungen beteiligt zu werden.

22. Mai 1986 – Der Bayerische Rundfunk blendet den „Scheibenwischer“ aus

München * Nur wenige Tage nach den schweren Pfingstausschreitungen in Wackersdorf

verweigert der Bayerische Rundfunk die Ausstrahlung einer atomkritischen Ausgabe der

ARD-Kabarettsendung „Scheibenwischer“. Die Sendung unter der Leitung von Dieter Hildebrandt

reagiert auf die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl und setzt sich satirisch mit Kernenergie,

radioaktiver Belastung und der Informationspolitik der Behörden auseinander. Besondere Kritik

der BR-Führung richtet sich gegen den von Lisa Fitz vorgetragenen Sketch „Der verstrahlte

Großvater“.   BR-Fernsehdirektor Helmut Oeller fordert zunächst vergeblich, die Ausgabe im

gesamten ARD-Programm abzusetzen. Nachdem sich die übrigen Rundfunkanstalten weigern,

koppelt der Bayerische Rundfunk sein Fernsehprogramm für die gesamte Dauer der Sendung

aus dem ARD-Gemeinschaftsprogramm aus. Die „Scheibenwischer“-Ausgabe ist deshalb in

Bayern nicht zu sehen.   Die Entscheidung löst heftige Proteste aus. Zahlreiche Zuschauer

beschweren sich telefonisch beim Sender; zeitweise sind die Leitungen überlastet. Videokopien

der Sendung werden in Bayern verbreitet und bei öffentlichen Veranstaltungen vorgeführt.

Medien, Künstler und Oppositionspolitiker bewerten das Vorgehen als Zensur und werfen dem

Bayerischen Rundfunk politische Rücksichtnahme auf die atomkraftfreundliche Staatsregierung

vor. Der BR weist diesen Vorwurf zurück und begründet die Nichtausstrahlung mit Inhalt und

Form der satirischen Beiträge.   Der Vorgang verstärkt bei vielen WAA-Gegnern den Eindruck,

dass nicht nur um ein Industrieprojekt, sondern auch um Meinungsfreiheit, unabhängige

Berichterstattung und die demokratische Kontrolle staatlicher Entscheidungen gestritten wird. 

Dezember 1988 – Wirtschaftliche Zweifel am WAA-Projekt wachsen

Bundesrepublik Deutschland * Innerhalb der Energiewirtschaft nehmen die Zweifel an Kosten,

Zeitplan und Wirtschaftlichkeit der Wiederaufarbeitungsanlage zu. Verzögerte

Genehmigungsverfahren, gerichtliche Entscheidungen, technische Änderungen und steigende

Baukosten belasten das Projekt. Die ursprünglich vorgesehene Inbetriebnahme rückt in immer

weitere Ferne und erscheint frühestens in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre realistisch.  
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Gleichzeitig gewinnt die kostengünstigere Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente in

bereits bestehenden Anlagen im französischen La Hague und im britischen Sellafield an

Attraktivität. Damit gerät zunehmend auch die wirtschaftliche Grundlage einer eigenen deutschen

Wiederaufarbeitungsanlage infrage. 
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